
Satzung der unselbständigen nicht rechtsfähigen treuhänderischen Lüben-
Stiftung für Seelsorge 
i. d. F. vom 11.05.2023 

 
 
§ 1 - Name, Sitz 
 
1. Die Stiftung führt den Namen Lüben-Stiftung für Seelsorge. 
 
2. Die Stiftung ist eine unselbständige nicht rechtsfähige, treuhänderische Stiftung 
bürgerlichen Rechts in der Verwaltung der Diakonie-Stiftung Frankfurt und Offenbach und 
wird von dieser im Rechts- und Geschäftsverkehr vertreten. 
 
§ 2 - Stiftungszweck 

1.) Stiftungszwecke sind: 
 
a.) die Förderung und Unterstützung des bürgerschaftlichen Engagements zugunsten 
gemeinnütziger und mildtätiger Zwecke im Sinne des § 52 Abs. 2 Nr. 25 AO, 
 
b.) die Förderung und Unterstützung von Personen, die aufgrund ihres körperlichen, 
geistigen oder seelischen Zustandes auf die Hilfe anderer angewiesen sind (§ 53 Abs. 1 
AO). 
 
c.) Daneben ist der Zweck der Stiftung die Beschaffung und Weitergabe von Mitteln zur 
Förderung, des bürgerschaftlichen Engagements sowie mildtätiger Zwecke durch eine 
andere steuerbegünstigte Körperschaft oder durch eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts im Sinne des § 58 Nr. 1 AO. Die Förderung der vorgenannten Körperschaften 
wird insbesondere verwirklicht durch die Beschaffung von Mitteln durch Beiträge, 
Spenden sowie durch Veranstaltungen, die der ideellen Werbung für den geförderten 
Zweck dienen. 
 
2.) Die Stiftungszwecke werden insbesondere erfüllt durch die ideelle, materielle und 
finanzielle Unterstützung ehrenamtlicher Tätigkeit, konkreter Projekte zu deren 
Durchführung und die Unterstützung Ehrenamtlicher im Hinblick auf die Ausübung ihrer 
Tätigkeit im Bereich der Seelsorge und der Trauerarbeit der Evangelischen Kirche und 
der Ökumene in Frankfurt und Offenbach.  
 
3.) Schwerpunkte dieser Tätigkeit sind:  
 
a.) die Förderung der Hospiz-, Seelsorge- und Trauerarbeit (Begleitung von Sterbenden 
bis zu deren Ableben sowie deren Hinterbliebenen) z. B. durch persönliche 
Gesprächsangebote, Trauerseminaren- und gesprächskreisen, Trauergottesdienste u. v. 
a. m. 
 
b.) die Förderung v. a. benachteiligter Personen, die obdach- oder wohnsitzlos sind oder 
waren, die Obdach- oder Wohnsitzlosigkeit überwunden haben oder überwinden sowie 
eine (Wie-der-) Eingliederung in die Arbeitswelt schaffen wollen. Dies soll z. B. durch 
finanzielle Zuschüsse an einzelne Betroffene, v. a. betroffene Frauen, aber auch an 
Männer, Einrichtungen und Organisationen geschehen. 
 
c.) Die Schwerpunktsetzung obliegt dem Stiftungsrat. 
 
 



§ 3 - Steuerbegünstigung 
 

1. Die Lüben-Stiftung für Seelsorge verfolgt ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützige und mildtätige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte 
Zwecke“ der Abgabenordnung. 
 
2. Die Stiftung ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. Die Mittel dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 
 
§ 4 – Stiftungsvermögen 
 

1. Die Stifter übereignen der Diakonie-Stiftung Frankfurt und Offenbach als Treuhänder 
100.000 Euro (in Worten: einhundert Tausend Euro). Das Stiftungsvermögen wird dabei 
in einer Summe übertragen. Die Übertragung erfolgt spätestens bis zum 30.04.2012, 
jedoch frühestens nach Anerkennung der Gemeinnützigkeit durch das zuständige 
Finanzamt. 
 
2. Das Stiftungsvermögen darf zur Verwirklichung des Stiftungszwecks eingesetzt 
werden. Eine Verpflichtung zum insbesondere linearen Verbrauch besteht nicht. Der 
Verbrauch ist vom Vorhandensein sinnvoller Förderungsmaßnahmen bzw. konkreter 
Vorhaben zur Zweckverwirklichung abhängig. Es wird ein Verbrauch bis zum Ablauf von 
fünf Jahren angestrebt. 
 
3. Vermögensumschichtungen sind nach den Regeln ordentlicher Wirtschaftsführung 
zulässig. Gewinne aus Vermögensumschichtungen können ganz oder teilweise für den 
Zweck verwendet, in eine Rücklage eingestellt oder dauerhaft dem Grundstockvermögen 
zugeführt werden. 
 
4. Zustiftungen, die ausdrücklich als solche bestimmt sind, wachsen dem 
Stiftungsvermögen zu. Die Stiftung darf derartige Zustiftungen annehmen, ebenso wie 
Zuwendungen ohne Zweckbestimmung auf Grund einer Verfügung von Todes wegen 
und diese im Sinne der AO dem Stiftungsvermögen zuführen. 
 
5. Das Vermögen der Stiftung ist getrennt vom Vermögen des Treuhänders zu 
verwalten. Eine gemeinsame Anlage des Vermögens mit dem Vermögen anderer 
Stiftungen kann dem Treuhänder gestattet werden, um bessere Konditionen zu erzielen. 
 
§ 5 - Mittelverwendung 
 

1. Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben aus den Erträgen und aus der Substanz des 
Stiftungsvermögens, sofern dies zur Erfüllung des Stiftungszwecks sinnvoll erscheint, 
sowie aus Spenden. 
 
2. Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 
 
3. Niemand darf durch Ausgaben, Leistungen oder Zuwendungen, die mit dem 
Stiftungszweck nicht zu vereinbaren sind, begünstigt werden. 
 
4. Zur Werterhaltung kann die Stiftung ihre Mittel ganz oder teilweise im Rahmen der 
steuerrechtlich zulässigen Höhe einer Rücklage zuführen, sofern dies erforderlich ist, um 



ihre Zwecke nachhaltig erfüllen zu können, oder soweit für die Verwendung der 
Rücklage konkrete Ziel- und Zeitvorstellungen bestehen. 
 
5. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

§ 6 - Stiftungsorgan 

1. Die Stiftung soll durch ein beratendes Organ vertreten werden. 
 
2. Dem Stiftungsrat soll angehören: 
 
a)  das Stifterpaar 

b) der / die Leiter/in der Diakonie Frankfurt und Offenbach 

c) Der Vorstand der Diakonie-Stiftung Frankfurt und Offenbach kann weitere Mitglieder 
des Stiftungsrates der Lüben-Stiftung für Seelsorge benennen. 
 
Wenn einer von uns beiden stirbt, soll jeweils einem unserer beiden Kinder der 
freiwerdende Platz im Stiftungsrat angeboten werden. 
 
3. Die Mitglieder des Stiftungsrats sind ehrenamtlich tätig. Sie können für den 
nachgewiesenen Zeitaufwand und Arbeitseinsatz im Stiftungsrat eine in ihrer Höhe 
angemessene Entschädigung erhalten. 
 
4. Die Amtszeit der Mitglieder beträgt 6 Jahre. Wiederbestellungen sind zulässig. Bis zu 
einer Neuberufung bleibt der Stiftungsrat im Amt. 
 
5. Der Stiftungsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden 
Vorsitzenden. 
 
§ 7 – Aufgaben des Stiftungsorgans 
 
Der Stiftungsrat berät über die Verwendung der Stiftungsmittel. Dem Treuhänder steht 
gegen die Entscheidung des Stiftungsrates ein Vetorecht zu, wenn diese gegen die 
Satzung oder rechtliche oder steuerliche Bestimmungen verstoßen. 
 
§ 8 – Einberufung des Stiftungsorgans 

1. Der Stiftungsrat wird von der/dem Vorsitzenden des Vorstands der Diakonie-Stiftung 
Frankfurt und Offenbach mindestens einmal jährlich schriftlich mit der Angabe einer 
Tagesordnung und einer Frist von einem Monat zu einer Sitzung einberufen. Ferner 
kann eine Sitzung einberufen werden, wenn mindestens zwei Mitglieder des 
Stiftungsrates dies für nötig erachten. 
 
2. Der Stiftungsrat trifft Empfehlungen zur Mittelvergabe gemäß seiner Beratung mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des/der Vorsitzenden, ersatzweise Stellvertreter/in, den Ausschlag. Der Stiftungsrat kann 
seine Sitzungen ohne Anwesenheit der Mitglieder am Versammlungsort durchführen und 
die Mitgliederrechte im Wege der elektronischen Kommunikation ausüben.  
 
(3) Ein Beschluss kann ohne Sitzung gefasst werden, wenn alle Mitglieder beteiligt 
wurden, bis zu dem vom Vorsitzenden oder der Vorsitzenden gesetzten Termin 



mindestens die Hälfte der Mitglieder ihre Stimmen in Textform abgegeben haben und der 
Beschluss mit der erforderlichen Mehrheit gefasst wurde. 
 
 
4. Über die Sitzungen sind Protokolle zu führen und den Mitgliedern des Stiftungsrats zur 
Kenntnis zu geben. 
 
5. Weitere Regelungen über den Geschäftsgang des Stiftungsorgans kann eine vom 
Stiftungsrat zu erlassende Geschäftsordnung enthalten. 
. 
§ 9 – Umwandlung, Anpassung und Aufhebung 

1. Ändern sich die Verhältnisse derart, dass die dauernde und nachhaltige Erfüllung des 
Stiftungszweckes von dem Treuhänder und dem Stiftungsrat nicht mehr für sinnvoll 
gehalten werden, so können beide zusammen einen neuen Stiftungszweck beschließen. 
 
2. Die Umwandlung, Anpassung und Aufhebung der Stiftung ist nur zulässig, wenn die 
dauerhafte und nachhaltige Erfüllung des Stiftungszweckes nicht mehr gewährleistet ist 
oder eine Veränderung der Verhältnisse diese Schritte notwendig werden lassen. 
 
3. Der Beschluss bedarf der Zustimmung aller Mitglieder des Stiftungsrats und des 
Vorstands der Diakonie-Stiftung Frankfurt und Offenbach, sowie ¾ des Verwaltungsrats 
des Treuhänders. Der neue Stiftungszweck hat gemeinnützig zu sein und auf dem Gebiet 
der Diakonie-Stiftung Frankfurt und Offenbach zu liegen. 
 
§ 10 - Trägerwechsel 

Im Falle der Aufhebung oder bei schwerwiegender Pflichtverletzung des Treuhänders 
kann der Stiftungsrat die Fortsetzung der Stiftung bei einem anderen Treuhänder oder 
als selbstständige Stiftung beschließen. 
 
§ 11 - Vermögensanfall 

Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt 
das Vermögen der Stiftung an die Diakonie-Stiftung Frankfurt und Offenbach am Main (s. 
o.), die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche 
Zwecke, entsprechend der in § 2 dieser Satzung näher beschriebenen Zwecke, zu 
verwenden hat. 
. 
§ 12 – Stellung des Finanzamtes 
 
Beschlüsse über Satzungsänderungen oder die Aufhebung der Stiftung sind dem 
zuständigen Finanzamt anzuzeigen und für Satzungsänderungen die entsprechende 
Unbedenklichkeitserklärung des Finanzamtes einzuholen. 
 
§ 13 - Inkrafttreten 

Die Satzung tritt mit Anerkennung durch das zuständige Finanzamt in Kraft. 
 
 


